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PRINZIPIEN EINER UKOLOGISCH ORIENTIERTEN AGRARPOLITIK 

von 

Günther W EIN S C H E N C Kund Rolf WER N E R, 
Stuttgart-Hohenheim 

1. Einleitung 

Die Prinzipien, nach denen im Agrarbereich UlIWeltpolitik betrieben wird, 
sind nicht leicht zu entdecken. Die gesetzlichen Bestimmungen - zu nen­
nen sind hier vor allem die Rahmengesetze des Bundes für den Naturschutz 
und den Tierschutz -. lassen der landwirtschaftlichen Nutzung von Land­
schaft und Tieren einen breiten Spielraum, den die Landwirte unter den 
herrschenden wirtschaftlichen Bedingungen weitgehend nutzen. Aus der 
Sicht der Forderungen nach harmonischer Umwelt- und Landschaftsnutzung 
und möglichst artgerechter Tierhaltung ist dieser Spielraum zu groß. 
Wachsende Umweltsensibilität hat daher in den letzten Jahren Umweltpro­
gramme1) wie Pilze aus dem Boden schießen lassen. 

2. Prinzipien in der Agrarpolitik 

2.1 Vorhandene Gesetze, Programme und Konzepte 

Man kann die kaum noch überschaubare Programmfülle nach institutionellen 
Trägern und nach den verfolgten Zielen gliedern (vgl. Obersicht 1). In 
der Regel gilt, je kleiner der Geltungsbereich der Institution und ihrer 
Programme ·ist, um so konkreter, aber zugleich auch um so enger ist die 
Zielsetzung der Programme, und um so höher ist die Bedeutung biozentri­
scher Ziele. 

Programme schließen hier. und im folgenden auch rechtliche Regelungen 
und Konzepte ein. 
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Ein typisches Beispiel für ein allgemein gehaltenes und daher im Hinblick 
auf Ziele und Maßnahmen wenig konkretes Programm ist die Bodenschutzkon­
zeption der Bundesregierung, die über den engeren Bodenschutz hinaus 
beinahe alles abdeckt, was unter dem Thema Landschafts- und Umweltschutz 
diskutiert wird. Es wird zwar eine umfassende Bestandsaufnahme ökologi­
scher Probleme gemacht, konkrete Ziele und operationale Maßnahmen werden 
dagegen kaum angeführt. Die Dringlichkeit der Problemlösung und damit 
die Rangordnung der Ziele bleibt offen. Ähnliches gilt für die Maßnahmen. 
Häufig finden sich Vorschläge, die kaum Verbesserungen erwarten lassen, 
wie "Prüfung der rech tl ichen Mögl ichkeiten zur Erreichung der oben ge­
nannten Ziele" (BSchK, 3, S. 70) oder "Nutzung von Flächen, die aus der 
Landwirtschaft ausscheiden, für Zwecke des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege (z.B. natürliche Sukzession, naturnaher Waldbau)" 
(BSchK, 3, S. 98). 

Konkrete und enger gefaßte Zielsetzungen finden sich in den Programmen 
der Länder, denen in den Rahmengesetzen des Bundes häufig die Regelungs­
kompetenz übertragen wird. Die größte Bedeutung haben hier die Auswei­
sung von Naturschutz- und Landschaftsschutzgebieten und die anthropo­
zentrisch orientierten Maßnahmen zur Vermeidung der Trinkwasserver­
schmutzung. Darüber hinaus gibt es eine wachsende Zahl vorwiegend bio­
zentrisch orientierter Programme, wie die Randstreifen- und Wiesenvögel­
programme, die in erster Linie auf·die Erhaltung bestimmter Tier- und 
Pflanzenarten gerichtet sind. Die Programme dieser Kategorie sind sehr 
speziell. Für den Schutz bestimmter Vogelarten, der Lebensgemeinschaf­
ten von Feuchtflächen oder der Ackerbeglei tflora und -fauna sind je­
weils ganz bestimmte Maßnahmen vorgesehen, die mit den Bewirtschaftern 
der Lebensräume dieser wildlebenden Tier- und Pflanzenarten gegen Aus­
gleichsleistungen freiwillig vereinbart werden (2). Ergänzend wird 
häufig der Erwerb von Kernflächen angestrebt, wenn dort weitergehende 
Maßnahmen geplant sind. 

Die niederländische "Relatienota" ist ein besonders ausgereiftes Programm 
zum Schutz von Wiesenvögeln. Sie unterscheidet sich von den deutschen 
Ansätzen durch eine Entschädigung des Fixkostenüberhangs, durch den 
Ausgleich möglicher Vermögensverluste und durch die Anpassung der in 
allen Programmen g~währten Bewirtschaftungsentschädigung an die Infla­
tions- und Einkommensentwicklung in Vergleichsgebieten. Um die 
"Relatienota" umzusetzen, wurde bereits 1975 das "Reichsamt für natur-
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nahe Bewirtschaftung landwirtschaftl icher Nutzflächen" geschaffen. 
Diese neue Behörde verfügt allein in der Zentrale über 10 Mitarbeiter, 
die teilweise aus den Flurbereinigungsbehörden rekrutiert wurden (FRESE, 
4). 

Träger, wie Länder, Gemeinden und Kirchen, gehen auf in ihrem Eigentum 
befindlichen Flächen in zwar noch geringer, aber in jüngster Zeit wach­
sender Zahl dazu über, ihre Eigentumsrechte für die Durchsetzung öko­
logischer Prinzipien zu nutzen, sei es, daß sie die Schaffung und Be­
treuung von Biotopen und Vernetzungselementen in eigener Regie und na­
türlich auf eigene Kosten übernehmen, sei es, daß sie in Pachtverträ­
gen entsprechende Auflagen bei geringeren PachtpreiSforderungen durch­
setzen. 

Das DOmänenkonzept Baden-Württemberg ist ein solches Beispiel (MELUF, 
8). Durch freiWillige Pachtvereinbarungen und die Vertragsgestaltung 
bei Neuverpachtung sollen die ~achter je nach den ökologischen Erfor­
dernissen Biotope und Erosionsschutzstreifen anlegen, weniger düngen, 
die Bodenbearbeitung reduzieren, die Fruchtfolgen erweitern und auf­
lockern, Ackerland in Grünland umwandeln und andere Maßnahmen durch­
führen. 

2.2 Kostenverteilung 

Für unsere weiteren Oberlegungen ist es von Interesse, daß das Verur­
sacherprinzip im Agrarbereich in der praktischen Politik nur begrenz­
te Bedeutung hat. Die Kosten der Maßnahmen der erwähnten Programme 
werden den Landwirten entweder gar nicht oder nicht voll angelastet. 

Schutzausweisungen nach dem Landschaftspfl ege- und Na turschutzrecht , 
die lediglich eine bisherige Nutzung festschreiben, sind in der Regel 
eine entschädigungslose Sozialbindung des Eigentums (HOTZEL, 6). Erst 
wenn rechtmäßig ausgeübte, bisher zulässige Nutzungen eingeschränkt 
oder untersagt werden, liegt eine entschädigungspflichtige Enteignung 
vor. Schutzausweisungen sind in der Regel so ausgelegt, daß keine Ent­
schädigungspflichten entstehen. Kosten, die sich durch eine Beschrän­
kung der wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten und im Gefolge 
technischer Fortschritte ergeben könnten, sind von den Landwirten zu 
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tragen. 

Die bekannten Regelungen der Ausbringung von Gülle in Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein zwingen viele landwi.rtschaftliche 
Betriebe zum Bau von Güllelagerbehältern. Dieser wird gleichzeitig durch 
Gülleprogramme gefördert. Wie Berechnungen zum einzelbetrieblich kosten­
neutralen Zuschußbedarf zeigen, reicht diese Förderung in der Regel 
nicht aus, um die Kosten für die erweiterte Lagerhaltung zu decken 
(HAXSEN und KLEINHANSS, 5; STREICHER, 11). Die Inanspruchnahme der 
Gülleprogramme in Bundesländern ohne Ausbringungsregelungen zeigt, daß 
viele Landwirte trotzdem bereit sind, die nicht ausgeglichenen Kosten 
zu tragen. 

In Trinkwasserschutzgebieten werden Kosten bzw. Einkommensausfälle, die 
sich aus. verschärften Auflagen ergeben, zukünftig erstattet. Ob die Er­
stattung nach dem Gemeinlastprinzip oder dem Nutznießerprinzip erfolgen 
soll, entscheiden die Länder. 

Die biozentrisch orientierten Programme, die eine extensive Nutzung in 
Privatbesitz befindlicher Flächen anstreben, arbeiten nach dem Anreiz­
und Freiwilligkeitsprinzip. Der als EntSChädigung deklarierte Anreiz 
zur Teilnahme an den Programmen orientiert sich in der Regel an dem 
voraussichtlichen Einkommensausfall in einem fiktiven Durchschnittsbe­
trieb. Schlechter wirtschaftende Betriebe werden daher überbezahlt, 
während der Anreiz für besser wirtschaftende Betriebe gering ist. 

2.3 Nachfrageinduzierter Umwelt- und Tierschutz 

Eine besondere Form ökologisch orientierter oder am Prinzip einer mög­
lichst artgerechten Tie'rhaltung orientierten Wirtschaftsweise sind die 
Zusammenschlüsse .von Produzenten,die .sich zur Einhaltung bestimmter 
Produktionsweisen verpflichten. Zu nennen sind hier die verschiedenen 
Formen des alternativen Landbaues, aber auch Zusammenschlüsse für art­
gerechtere Tierhaltung, wie die "Scharrelhaltungen" von Hühnern und 
Schweinen. 

Für unsere weiteren Oberlegungen ist von Bedeutung, daß diese dem öko­
logischen Ideal od.er dem Ideal einer artgerechten Tierhaltung zumindest 
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nahekommenden Formen der Herstellung von Nahrungsmitteln die Deckung 
ihrer höheren Kosten in "Marktnischen" durchsetzen, in denen Verbrau­
cher einkaufen, die bereit sind, für die Erzeugnisse dieser Produktions­
weisen höhere Preise zu zahlen. 

2.4 Schlußfolgerungen 

Versuchen wir aus der angesichts der gebotenen Kürze knappen und sicher 
nicht ganz vollständigen Darstellung der Ansätze für eine UllPtleltpolitik 
im Agrarbereich einige für unser Thema wichtige Schlußfolgerungen zu 
ziehen: 

1) Umweltpolitik und der klassische Bereich der Agrarpolitik sind 
nicht miteinander koordiniert. Die staatliche Agrarpolitik ist 
im Prinzip umweltfeindlich. Preise und technische Möglichkeiten 
zwingen die Landwirte, die Intensität der Ausnutzung von Land­
schaft und Tieren bis an die Grenze des gesetzlich Erlaubten 
voranzutreiben und lediglich die Grenzen zu beachten, die sich 
aus dem Gebot der Erhaltung der Stabilität der Bewirtschaftungs­
grundlagen fur einen als hinreichend lang betrachteten Zeithori­
zont ergeben, und daraus, daß Tierarztkosten und Tierverluste 
wirtschaftliche Grenzen nicht übersteigen dürfen. Der gesetz­
liche Rahmen ist so weit gefaßt, daß in vielen Produktionsbe­
reichen und Regionen ökologisch vernünftige Grenzen seit länge­
rem überschritten sind. 

2) Mit anthropozentrischer Zielsetzung wird Umweltpolitik vor 
allem da tätig, wo die Oberschreitung ökologischer Grenzen zu 
einer allgemein erkennbaren Beeinträchtigung des Wohlergehens 
der gerade lebenden Generation zu führen droht oder schon ge­
führt hat. Mit anderen Worten, Umweltpolitik ist in diesen Be­
reichen vor allem Reparaturpolitik, die sich auf die Beseiti­
gung bereits bestehender Schäden richtet. Das Vorsorgeprinzip, 
wie es beispielsweise der UllPtleltbericht der Bundesregierung 1976 
(13) hervorhebtl), ist weitgehend Lippenbekenntnis geblieben • 

. 1 Umweltpolitik erschöpft sich nicht in der Abwehr drohender Gefahren 
und der Beseitigung eingetretener Schäden. Vorsorgende Umweltpoli­
tik verlangt darüber hinaus, daß die Naturgrundlagen geschützt und 
schonend in Anspruch genommen werden. 
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3) Umweltpolitik mit vorwiegend biozentrischer Zielsetzung, wie 
die Schutzausweisungen nach dem Landschaftspflege- und Natur­
schutzrecht, zielt vorwiegend auf die Erhaltung des Status quo 
ab, um weitere Beeinträchtigungen der Umwelt möglichst zu ver­
meiden. Darüber hinausgehende Ziele, die die Wiederherstellung 
von ökologisch wünschenswerten Landschaftsstrukturen anstreben, 
werden nur in nicht miteinander koordinierten Pilotprogrammen 
verfolgt. 

4) Es gibt zwar - vornehmlich von Wissenschaftlern erarbeitete -
Konzepte für eine umfassende Reform der Landschaftsnutzung, 
etwa das Gutachten des Sachverständigenrates für Umweltfragen 
(10). In der politischen Wirklichkeit haben diese Vorschläge 
bisher aber wenig Bedeutung erlangt. Zumindest im Agrarbereich 
sucht man vergeblich nach einer politischen Konzeption, aus 
der die Prinzipien ableitbar sind, nach denen die Belange von 
Produktion und Umwelt aufeinander abgestimmt werden sollen. 

3. Prinzipien einer umweltorientierten Agrarpolitik 

Die Prinzipien, nach denen im Agrarbereich Umweltpolitik betrieben wer­
den sollte, sind zu trennen in: 

- Prinzipien der Festlegung von Zielen der Agrar- und Umweltpolitik 

und 

- Prinzipien der Instrumentenwahl und der damit verbundenen Verteilung 
der Kosten. 

3.1 Prinzipien für die Festlegung von Zielen 

Um das schwierige Problem der Bestimmung der Prinzipien für die Festle­
gung und Formulierung von Zielen der Agrar- und Umweltpolitik einer 
Lösung näherzubringen, müssen wir zunächst fragen, welches die entschei­
dende Bezugsgröße für die Bewertung der Umweltpolitik ist. Im Prinzip 
sind drei Antworten möglich: 
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- Die menschlichen Bedürfnisse, 

- die Ehrfurcht vor dem Leben, 

- die Bedürfnisse der Natur. 

3.1.1 Menschliche Bedürfnisse als Bezugsgröße 

Wenn menschliche Bedürfnisse die Bezugsgröße sind, dann entscheidet 
allein die Rationalität über die Intensität der Ausnutzung von Land­
schaft und Tieren. Dem Problem der Erhaltung der Artenvielfalt ist als 
Alternative die Genbank gegenüberzustellen, dem integrierten Pflanzen­
schutz die Prophylaxe, der Verminderung des Nitratgehaltes des Trinkwas­
sers durch Veränderung der Landbewirtschaftung die nachträgliche Reini­
gung im Wasserwerk. Alle diese Fragen, einschließlich derjenigen nach 
den Formen der Tierhaltung, werden allein nach dem Minimalkostenprinzip 
entschieden. Um herauszufinden, daß menschliche Bedürfnisse als Bezugs­
größe für die Bewertung von Umweltschutzmaßnahmen nicht ausreichen, 
braucht man nicht so weit zu gehen wie Tribe (12) in seinem berühmten 
Aufsatz, in dem er fragt, was gegen Plastikbäume spricht, wenn diese 
die gleichen nützlichen und ästhetischen Funktionen erfüllen wie natür­
liche Bäume. Natur verkörpert über ihre Nützlichkeit zur Befriedigung 
von Bedürfnissen hinaus Werte, die zwar auch für den Menschen gelten, 
aber unabhängig von ihm bestehen. In dieser Auffassung sind sich 'Anthro­
pozentrik' und 'Biozentrik' einig '(AUER, 1). 

Allerdings lassen sich Umweltschutz und Umweltpolitik im Agrarbereich 
auch nicht unabhängig von menschlichen Bedürfnissen betreiben, weil Land­
wirtschaft zu denjenigen Wirtschaftszweigen gehärt, deren Produktion zur 
Befriedigung menschlicher Grundbedürfnisse dient •. Das gilt zwar nicht 
immer und nicht überall Tur die gesamte Produktion, aber doch immerhin 
für bestimmte Anteile der Produktion. deren Höhe im wesentlichen von 
der Bevölkerungsdichte und dem volkswirtschaftlichen Entwicklungsstand 
abhängt. Die Bedürfnisse der Natur als alleinige Bezugsgröße sind daher 
generell kaum ein geeigneter Maßstab. 

Die Frage nach der optimalen Intensität der Landschaftsausnutzung ist 
in armen und dicht besiedelten Entwicklungsländern, in denen die verfüg-, 
baren Ressourcen im besten Fall ausreichen, um die Grundbedürfnisse 
einer in großer Armut lebenden Bevölkerung zu befriedigen, anders zu 
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beantworten als in den Oberflußgesellschaften westlicher Industrieländer, 
in denen der Wohlstand der Agrarbevölkerung an der überintensiven Nut­
zung der Agrarlandschaften zu ersticken droht. 

3.1.2 Das Prinzip der Ehrfurcht vor dem Leben 

Das Prinzip der Ehrfurcht vor dem Leben fordert, allen Formen des Le­
bens mit der gleichen Achtung zu begegnen. In der von Schweitzer formu­
lierten Form bezeichnet es den Kern einer umweltgerechten Gesinnungs­
ethik. Um daraus eine operationale Handlungsethik abzuleiten, müssen 
Verhaltensprinzipien für Situationen formuliert werden, in denen die 
Bedürfnisse menschlichen Lebens mit den Bedürfnissen anderer Formen 
des Lebens nicht ohne weiteres in Einklang zu bringen sind. Schweitzer 
selbst hat darauf hingewiesen, daß die Beschaffenheit allen Lebens so 
geartet ist, daß es unvermeidlich ist, im Lichte der Ethik der Ehrfurcht 
vor dem Leben schuldig zu werden. Operationale Kriterien für die Ermitt-
1 ung ei ner ökonomi sch und öko 1 ogi s ch si nnvo 11 en Ei nordnung 1 andwi rt­
schaftlicher Nutzung lassen sich erst gewinnen,wenn man aus der Ethik 
Schweitzer's die Forderung nach Gewalteindämmung und Gewaltminderung 
gegen die Natur ableitet (LIEDKE, 7). Diese Forderung gibt den Vorrang 
menschlicher Bedürfnisse zwar nicht grundsätzlich auf, sie stellt ihn 
jedoch in jedem Einzelfall infrage. Man kann aus ihr folgende Prinzi­
pien über den zulässigen Grad der Ausnutzung der Natur für die Herstel­
lung von Nahrungsmitteln ableiten: 

1) Die Intensität der Ausnutzung der Agrarlandschaft muß sich an der 
Befriedigung der Grundbedürfnisse der von ihr lebenden Bevölkerung 
orientieren. Bis zur Befriedigung der Grundbedürfnisse haben öko­
nomisch-technische Gesichtspunkte den Vorrang vor ökologischen For­
derungen, solange die Intensität der Landschaftsausnutzung die Gren­
zen der Stabilität des Agrarökosystems nicht soweit überschreitet, 
daß die dauerhaft~ Befriedigung menschlicher Bedürfnisse gerahrdet 
ist. 

2) Wenn die Nachfrage nach Nahrungsmitteln über die Grundbedürfnisse 
hinausgeht, muß ökologischen Prinzipien der Vorrang vor ökonomischen 
Prinzipien eingeräumt Werden. Die zulässige Intensität der Ausnut­
zung der Agrarlandschaft wird nach ökologischen Prinzipien bestimmt, 
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und bei der Auswahl der Produktionsmethoden mUssen die Beachtung öko­
logischer Prinzipien und die Beachtung der Prinzipien einer artge­
rechten Tierhaltung den Vorrang vor dem Minimalkostenprinzip haben. 
Das Minimalkostenprinzip behält seine 'Geltung in dem durch die öko­
logischen Prinzipien und die Prinzipien einer artgerechten Tierhal­
tung abgegrenzten "Raum". 

Die Beachtung dieser Prinzipien rechtfertigt unterschiedliche Intensi­
täten der Landschaftsausnutzung, aber sie rechtfertigt nicht alle be­
stehenden Zus,tände. Sie rechtfertigt weder die ungehemmte Fortsetzung 
des Bevölkerungswachstums in den armen Agrargesellschaften der Dritten 
Welt, noch die hohe Intensität der Landschaftsausnutzung in den reichen 
Industriegesellschaften, noch bestimmte Formen moderner Tierhaltung. 
Im Hinblick auf Operationalität läßt auch diese Formulierung Wünsche 
offen, die jedoch weniger auf einer Einigung über die Grundsätze als 
auf noch vorhandenen Wissenslücken beruhen. Um die Grenze festzulegen, 
ab der ökologische Prinzipien den Vorrang vor ökonomischen Prinzipien 
haben sollen, muß in Abhängigkeit von kulturellen und wirtschaftlichen 
Umständen ,das Niveau der Grundbedürfnisse festgelegt werden, das aus 
einer bestimmten Agrarlandschaft befriedigt werden soll. 

ökologische Optima und die Optima artgerechter Tierhaltung sind nicht 
eindeutig bestimmt und vermutlich auch nur schwer eindeutig bestimmbar. 
ökologie und Ethologie sollten jedoch Bereiche oder Nutzungsmuster ab­
grenzen, in denen Produktion, die sich der Beachtung ökologischer 
Prinzipien verpflichtet weiß, nach ökonomischen Prinzipien organisiert 
werden kann. Das dafür erforderliche Wissen ist zur Zeit noch nicht 
oder noch, nicht in der wünschenswerten Vollständigkeit und Genauigkeit 
vorhanden. Fest steht lediglich, daß auf zu viel Fläche zu intensiv 
und insgesamt zu viel produziert wird. Bevor wir daraus die vorläufige 
Schlußfolgerung ziehen, daß ökologische und ökonomische Vernunft auf 
Veränderungen in die gleiche Richtung drängen, müssen wir daran er­
innern, daß die ökologische Bewertung landwirtschaftlicher Produktion 
in hohem Maße von der Intensität abhängt, mit der sie die Landschaft 
nutzt. Die Vielfalt der Tier- und Pflanzenwelt, die durch die moderne 
Landbewirtschaftung bedroht ist, und das reich strukturierte Land­
schaftsbild, das durch Ausräumung der Landschaft in vielen Teilen der 
Welt zerstört worden ist, sind erst durch Besiedlung und Erschließung 
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der ursprünglichen Wald- und Steppenlandschaften für die landwirtschaft­
liche Produktion entstanden. Das ökologische Ideal ist nicht eine sich 
selbst überlassene Landschaft ohne landwirtschaftliche Produktion, son­
dern eine Landschaft, in die Landwirtschaft als eines ihrer tragenden 
Elemente sinnvoll integriert ist. 

3.2 Prinzipien der Instrumentenwahl 

Obwohl ökonomische und ökologische Betrachtung in der Feststellung über­
einstimmen, daß zu viel produziert wird, unterscheiden sie sich doch 
wesentlich in den Schlußfolgerungen die sie daraus ziehen. ökologische 
Vernunft fordert eine raumdeckende Extensivierung der Landschaftsnut­
zung. Extensivierung und Produktionseinschränkung müßten im Prinzip 
raumdeckend, de facto aber vor allem dort erfolgen, wo das ökologische 
Defizit am größten ist, also in den fruchtbaren Ackerbaugebieten, in 
denen mit höchster Intensität gewirtschaftet wird. ökonomischer Ver­
nunft folgend, müßten die Produktionseinbußen nach dem Gesetz der 
komparativen Kosten erfolgen. Das heißt, die zur Herstellung des Markt­
gleichgewichts erforderlichen Produktionseinschränkungen müßten sich 
auf die benachteiligten Gebiete konzentrieren. Hier müßte die Produk­
tion ganz aufgegeben werden, während sie in den intensiven Ackerbauge­
bieten weitgehend unverändert weiterwachsen könnte. 

Bei ihrer Entscheidung zwischen diesen bei den Prinzipien wird sich 
die staatliche Agrarpolitik fragen müssen, ob es tatsächlich Ziel der 
wirtschaftlichen und technischen Entwicklung sein kann, die landwirt­
schaftliche Produktion aus Gebieten zu verdrängen, in denen die rela­
tiv extensive Landbewirtschaftung integraler Bestandteil des ökosystems 
ist, während in denjenigen Gebieten die Intensität weiter gesteigert 
wird, in denen die ökologisch vertretbaren Intensitätsgrenzen der Land­
schaftsausnutzung bereits überschritten sind. 

4. Paying the Farmers to Love the Land 

Eine so durchgreifende Verminderung der Ausnutzung der Agrarlandschaft, 
wie sie bei Beibehaltung einer im wesentlichen raumdeckenden Landwirt­
schaft zur Herstellung .des Marktgleichgewichts erforderlich wäre, kann 
nicht durch Rechtsvorschriften und Verordnungen herbeigeführt werden, 
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solange die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen kräftigen Anreiz geben. 
diese Vorschriften zu verletz.en. Mit gewi~sen Einschränkungen gilt das 
auch für die Programme. die nach dem Freiwilligkeitsprinzip organisiert 
sind. weil hier immer der Anreiz besteht. die Ausgleichszahlungen zu 
kassieren und die Bestimmungen nicht einzuhalten. In beiden rallen ist 
das Kontrollproblem nicht oder nur schwer lösbar. es sei denn. zu öko­
logischen Zwecken verwandte Flächen werden der landwirtschaftlichen 
Nutzung ganz entzogen. 

"Paying the farmers to love the land" war jüngst ein Aufsatz im Econo­
mist. der über Ansätze der britischen Umweltpolitik im Agrarbereich be­
richtet. Der Kern einer umweltorientierten Agrarpolitik ist demnach die 
Veränderung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Diese sind so zu 
gestalten, daß die Beachtung ökologischer Forderungen im Einklang mit 
den wirtschaftlichen Interessen landwirtschaftlicher Einzelbetriebe 
steht. Ober die Instrumente einer solchen Politik ist so gründlich und 
so ausführlich geschrieben und diskutiert worden. daß wir uns mit einer 
Aufzählung begnügen können. 

1) Verteuerung der Verwendung ertragsteigernder und ertragsichernder 
Produktionsmittel. Im wesentlichen soll eine Stickstoffabgabe in 
Verbindung mit direkten Einkommensübertragungen 

- eine Verringerung des Verbrauchs industriell hergestellten 
Stickstoffs. 

- einen geringeren Einsatz chemischer Pflanzenbehandlungsmittel. 

- eine sorgfältigere Anwendung wirtschaftseigenen Düngers und 

- eine vielseitigere Gestaltung der Fruchtfolgen 

bewirken. 

2) Direkte Einkommensübertragungen in zwei Formen: 
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a) Um den Kostenanstieg aus der Verteuerung.der Stickstoffab­
gabe auszugleichen. Im wesentlichen handelt es sich darum. 
die Staatseinnahmen aus ~er Stickstoffabgabe dem landwirt­
schaftlichen Sektor "intensitätsneutral" wieder zuzuführen. 



b) Zur Erhaltung der Landwirtschaft als unentbehrlichem Bestand­
teil des Agrarökosystems überall da, wo ihre und seine Existenz 
bedroht sind. 

3) Ausgleichszahlungen. Sie dienen 

a) der Entschädigung für den dauerhaften Entzug von Flächen für 
ökologische Zwecke. Die Kontrolle bereitet in diesem Fall nur 
geringe Probleme, 

b) der Erhaltung und Schaffung ökologisch wertvoller, extensiver 
Landbewirtschaftungsformen, wie Obst- oder Streuwiesen. Wenn 
die allgemeine Intensität der Landbewirtschaftung durch die 
übrigen Maßnahmen deutlich verringert wird, kann diese Form 
der Ausgleichszahlung auf wenige, leicht kontrollierbare Fäl­
le beschränkt bleiben. 

4) Rechtsvorschriften. Sie sollen artgerechte Tierhaltung sicherstel­
len. Da sich die Preise der betroffenen Produkte im europäischen 
Binnenmarkt frei bilden, werden die Kosten einer tierfreundlichen 
Produktion über die Märkte weitergegeben. 

Im Grunde gibt es keine wirklich befriedigende Alternative zu der be­
schriebenen Veränderung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, wenn 
man es mit eine.r umweltorientierten Agrarpolitik wirklich ernst meint. 
Trotzdem muß man im Sinne einer second-best-Lösung danach fragen, wie 
Umweltpolitik im Agrarbereich betrieben werden soll, wenn "die Agrar­
politik so ist, wie sie ist und nicht, wie sie sein sollte" ,(SCHMITT, 
9). Der Sachverständigenrat für Umweltfragen, der offenbar kein all­
zu großes Vertrauen in einen durchgreifenden Wandel der staatlichen 
Agrarpolitik hat, .hat großes Gewicht auf eine Veränderung der recht­
lichen Rahmenbedingungen gelegt. Erfordert (SRU, 10, S. 352, § 1355): 

" - Die Landwirtschaftsklauseln des Bundesnaturschutzgesetzes und 
der entsprechenden Ländergesetze sind aufzuheben. 

- Statt dessen sind in diesen Gesetzen zum Schutz der natür­
lichen Lebensgrundlagen Betreiberpflichten für die Landwirte 
einzuführen, die sich auf alle landwirtschaftlichen Tätigkei­
ten erstrecken. 
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Zur genaueren Bestimmung des Inhalts der Betreiberpflichten 
sind Regeln umweltschonender Landbewirtschaftung zu erarbeiten 
und in einem Regelwerk zusammenzufassen". 

In diesen Forderungen wird das Bestreben erkennbar, in der landwirt­
schaftlichen Umweltpolitik die gleichen Prinzipien anzuwenden, wie im 
industriellen Bereich. Dabei wird übersehen, daß die Struktur der land­
wirtschaftlichen Produktion anders ist. Die Prinzipien industrieller 
Umweltpolitik, die sich im wesentlichen auf das Verursacherprinzip 
stützen, lassen sich im wesentlichen aus zwei Gründen nicht unmittel­
bar auf den landwirtschaftlichen Bereich übertragen: 

- Bei der Vielzahl der Anbieter läßt sich die Beachtung von Rechts­
vorschriften häufig gar nicht oder nur schwer kontrollieren. 

- Da sich die Vielzahl der Anbieter in einem scharfen Verdrängungs­
wettbewerb auf überfüllten und staatlich geregelten Märkten be­
findet, lassen sich die Kosten von Auflagen nicht in den Preisen 
weitergeben. Sie gehen daher voll zu Lasten des Einkommens der 
Produzenten, das im Vergleich zu anderen Wirtschaftszweigen 
ohnehin niedrig ist. 

Die staatliche Agrarpolitik hat in diesem Punkt - wie eingangs erwähnt 
unter dem Druck der gesunkenen Agrareinkommen bereits entschieden. 
Wirtschaftliche Nachteile, die sich aus nutzungSbeschränkenden Aufla­
gen ergeben, werden erstattet. Das Verursacherprinzip findet im Agrar­
bereich keine oder nur sehr eingeschränkte Anwendung. Umweltpolitik, 
die sich vornehmlich auf die Verbindung von Auflagen und Ausgleichs­
zahlungen stützt, hat zwei miteinander eng verbundene Nachteile: 

- Sie ist mit erheblichen Kontrollproblemen verbunden. 

- Sie ist besonders teuer, weil zu den Ausgleichszahlungen 
auch noch die Kosten der Kontrolle kommen. 

In dem verständlichen Wunsch, Bürokratie und Kosten möglichst kleinzu­
halten, tendiert die Umweltpolitik im Agrarbereich dazu, nur das Mini­
mum des unbedingt Erforderlichen zu tun und zu bleiben, was sie zur 
Zeit im wesentlichen ist: eine vor allem an menschlichen Bedürfnissen 
orientierte Politik zur Beseitigung erkennbarer gesundheitlicher oder 
wirtschaftlicher Schäden. Selbst die Ausdehnung der nachfrageinduzier-
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ten ökologie- und tierfreundlichen Verfahren der Produktion läßt keine 
Lösung erwarten. Wenn die Wandlungen des Verbraucherverhaltens die be­
stehenden Marktnischen wirklich beträchtlich erweitern würden, was zur 
Zeit ungeklärt ist, würden die Kontrollprobleme nicht nur auf der Pro­
duzentenebene, sondern auch auf den dann zwangsläufig länger werdenden 
Marktwegen ein schwer zu bewältigendes Ausmaß annehmen. 

Für die Umweltpolitik, die sich an ethischen Prinzipien orientiert und 
dafür wirtschaftliche Nachteile bewußt in Kauf nimmt, ist die Zeit of­
fenbar erst reif, wenn die Wandlung des Bewußtseins der Wählerbasis 
weiter fortgeschritten ist. Es wäre eine vornehme Aufgabe der Politik, 
an dieser Wandlung zu arbeiten, statt sich von den Interessen von Grup­
pen leiten zu lassen, die Umweltpolitik nach dem Sankt Florians-Prinzip 
betrieben wissen wollen. Die Zeit drängt, sie ruft nach einer Politik, 
die von Rücksicht auf Umwelt und Natur nicht nur spricht, sondern diese 
auch durchsetzt. 
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